—Gelebblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 23 Ausgegeben Danzig, den 2. Mai 1922 


nhalt. Geſetz betr. Erhohung der Frachtſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den ge im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig (S. 107). Gefey zur Erganzung des Geſetzes über Aenderung des Verficherungsgeſetzes für Angeſtellte 
vom 27. September 1921 (Geſ.⸗Bl. für die Freie Stadt Danzig, S. 159) (S. 107). Geſetz betr. Abänderung des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes und des Geſetzes über die Kaufmannsgerichte (S. 109). 


42 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
Geſetz 
betr. Erhöhung der Frachtſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig. 


. Artikel I. — 
Der Senat wird ermachtigt, mit Wirkung vom 1. Mai 1922 einer Erhöhung der ſeit dem 1. April 1922 
im Güter- und Tierverkehr geltenden Frachtſätze auf den Eifenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig 
um 20 v. H. zuzuſtimmen. 
Artikel II. 
Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündigung. 
Danzig, den 28. April 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Runge. 


44 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
Geſetz 
zur Ergänzung des Geſetzes über Aenderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 
27. September 1921 (Geſ.⸗Bl. für die Freie Stadt Danzig, S. 159). 
Artikel I. 
In Ergänzung des § 2 der Verordnung des Staatsrates Danzig vom 3. Auguſt 1920 über 
weitere Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung (Staatsanzeiger 1920 S. 221) 
wird beſtimmt, daß für Angeſtellte, die nach jener Verordnung in Verbindung mit dem Verſicherungsgeſetz 
für Angeſtellte verſicherungspflichtig waren, jedoch infolge Erhöhung ihres Jahresarbeitsverdienſtes aus der 
Verſicherungspflicht ausgeſchieden find und nunmehr auf Grund des Artikels 11 Nr. 1 des Geſetzes über 
Aenderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 27. September 1921 (Geſ. Bl. für die Freie Stadt 
Danzig S. 159) wieder verficherungspflichtig werden (Wiederverſicherte), die Kalendermonate der Zwiſchenzeit 
als Beitragsmonate im Sinne der S8 15, 49 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte anzurechnen ſind. 
Fur Augeſtellte, die infolge Erhöhung ihres Jahresarbeitsverdienſtes über 5000 Mk. oder 7000 Ml. 
aus der Verſicherungspflicht ausgeſchieden waren, ohne auf Grund der Bekanntmachung vom 28. Auguſt 1918 
über Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung (Reichgeſ-Bl. S. 1085) oder auf 
Grund der Verordnung des Staatsrates Danzig vom 3. Auguſt 1920 über weitere Ausdehnung der Ver⸗ 
ſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung (Staatsanzeiger S. 221) wieder verſicherungspflichtig geworden 
zu ſein, gilt Abſatz 1 entſprechend. 
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Wenn ein ſolcher Angeftellter von dem Rechte der freiwilligen Verſicherung nach § 15 des Vers 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte für die zurückliegende Zeit während welcher er nach dem 28. Auguſt 1918 
und im Falle des Abſ. 1 nach dem 30. April 1920 nicht verſicherungspflichtig war, Gebrauch macht oder 
gemacht hat, ſo gelten die freiwilligen Beiträge, die er für dieſe Zeit gültig nachentrichtet, oder bereits 
während der zurückliegenden Zeit entrichtet hat, als Pflichtbeiträge im Sinne des § 48 des Verſicherungs⸗ 
geſetzes für Angeſtellte, nicht dagegen im Sinne des § 398. Die freiwillige Verſicherung hat die Wirkung 
der Pflichtverſicherung für die nach dem 30. April 1920 und im Falle des Abſ. 2 nach dem 28. Auguſt 1918 
aus der Verſicherungspflicht Ausgeſchiedenen nur inſoweit, als ihre Beiträge mindeſtens in der Gehaltsklaſſe 
des letzten Pflichtbeitrages vor jenem Ausſcheiden des Angeſtellten aus der Verſicherungspflicht und im 
Falle des 8 177 mindeſtens in derjenigen Gehaltsklaſſe, deren Beitrag dieſem Pflichtbeitrag am nächſten 
liegt, entrichtet ſind, oder gültig nachentrichtet werden. 


Artikel II. 

Wiederverſicherte im Sinne des Artikels I Abſ. 1 und 2 dieſes Geſetzes, ſowie Neuverſicherte im 
Sinne des Artikels III des Geſetzes über Aenderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 
27. September 1921 werden auf Antrag von der eigenen Beitragsleiſtung befreit, wenn für ſie bis 
einſchließlich 10. Juni 1921 bei öffentlichen oder privaten Lebensverſicherungsunternehmungen (8 1 des 
Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901, Reichsgeſ.⸗Bl. S. 139) der 
Abſchluß eines Verſicherungsvertrages beantragt worden iſt, und der Jahresbetrag der Beiträge für dieſe 
Verſicherung einſchließlich der Beiträge für etwaige Nachverſicherungen, die hierzu bis einſchließlich zum 
31. Dezember 1921 beantragt wißden können, am Tage des Befreiungsantrages mindeſtens dem Beitrags- 
anteile gleichkommt, den ſie entſprechend ihrem Jahresabeitsverdienſte nach dem Geſetze über Aenderung des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 27. September 1921 zu tragen hätten. Der Antrag auf Befreiung 
muß bis zum 31. Mai 1922 geſtellt fein. Er iſt an die Ausgabeſtelle zu richten. Die Entſcheidung trifft 
die Reichsverſicherungsanſtalt, ſie kann die Entſcheidung der Ausgabeſtelle übertragen. Lehnt dieſe den Antrag 
ab, ſo entſcheidet auf einen innerhalb eines Monats geſtellten Antrag die Reichsverſicherungsanſtalt. Die 
Friſt beginnt mit der Zuſtellung des ablehnenden Beſcheids der Ausgabeſtelle. Dem Antrag iſt der Ver⸗ 
ſicherungsſchein (Aufnahmeſchein oder dergl.) beizufügen; er kann auch nachträglich vorgelegt werden. Im 
übrigen gelten die Vorſchriften des § 391 Abſ. 1 Satz 3 und Abf. 2, ſowie der SS 392, 393 und die 
gemäß § 392 Abſ. 4 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte ergangenen Ausführungsvorſchriften entſprechend. 

Die Befreiung wirkt vom 1. Auguſt 1921 ab. Vor der Verkündung dieſes Geſetzes geſtellte 
Befreiungsanträge gelten als mit dem 1. Auguſt 1921 geſtellt. 


Sollte die Grenze des für die Verſicherungspflicht maßgebenden Jähtesärbeſtsverbienſtes geſetzlich 


weiter erhöht werden, ſo wirkt die Befreiung nur ſo lange, als der Jahresarbeitsverdienſt von 30 000 Mk. 
nicht überſchritten iſt. 


Artikel III. 

Neuverſicherte im Sinne des Artikels III des Geſetzes über Aenderung des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte vom 27. September 1921 werden auf Grund des § 11 des Verſicherungsgeſetzes für An⸗ 
geſtellte von der Verſicherungspflicht rückwirkend auf den Tag ihres Beginns befreit, ſofern der Befreiungs⸗ 
antrag bis einſchließlich 15. Mai 1922 beim Rentenausſchuß oder der Reichverſicherungsanſtalt eingeht und 
bereits zu dem früheren Zeitpunkte die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Befreiung im übrigen vorlagen. 

Artikel IV. 

Die Eigenſchaft als Neuverſicherter im Sinne des Artikels 111 des Geſetzes über Aenderung des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 27. September 1921 und der Artikel II und III des vorliegenden 
Geſetzes geht dadurch nicht verloren, daß Verſicherte die frühere Pflichtverſicherung freiwillig fortgeſetzt haben. 

Artikel Y. 

Sind Befreiungen von der eigenen Beitragsleiſtung auf Grund der bisherigen Geſetze ausgeſprochen, 

ſo bleiben ſie nur beſtehen, wenn die Höhe der Beiträge zur Lebensverſicherung einſchließlich der Beiträge 
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für etwaige Nachverſicherungen, die bis einſchließlich zum 28. Februar 1922 beantragt werden können, fo 
hoch find, daß eine Befreiung auch nach Artikel 11 dieſes Geſetzes beanträgt werden könnte. 
Artikel VI. a 
Im $ 73 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte ijt am Schluß des Satzes 2 ein Strichpunkt zu 
ſetzen und folgender Satz anzufügen: 5 a 
„Soweit die Beitragsmonate vor dem 1. Auguſt 1921 liegen, wird das Mittel aus den 
Jahresarbeitsverdienſten mit dem ſechsfachen Betrag angerechnet.“ 
Artikel VII. 
Artikel I dieſes Geſetzes tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1920, die Artikel II bis VI treten mit 
Wirkung vom 1. Auguſt 1921 in Kraft. 


Danzig, den 28. April 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 


45 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
Geſetz 
betr. Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des Geſetzes über die Kaufmanusgerichte. 
Artikel J. 
In Artikel 1, Ziffer I Abſatz 5 des Geſetzes zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte vom 2. Juli 1921 (G.⸗Bl. S. 81 ff.) werden die Worte „1. Oktober 1921“ 
erſetzt durch die Worte „eine Woche nach Bekanntmachung der endgültigen Zuſammenſetzung der Gerichte“. 
Artikel II. 
An Stelle des Artikels 4 des Geſetzes vom 2. Juli 1921 tritt folgende Beſtimmung: 
„Der Senat wird ermächtigt, das Gewerbegerichtsgeſetz und das Geſetz betr. Kaufmannsgerichte 
mit den Aenderungen, welche ſich aus den Artikeln 1 und 2 der Verordnung des Staatsrats vom 6. Juli 1920 
(Staatsanzeiger S. 190), dem Geſetz vom 2. Juli 1921 und dieſem Geſetze ergeben, erneut im Geſetzblatt 
der Freien Stadt Danzig zu veröffentlichen. 
Artifel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit der Verkundung in Kraft. 
Danzig, den 30. April 1922. 
Der Senat. 


Dr. Ziehm. Karow. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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